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Europa braucht Soziale Demokratie!

Warum wollen wir eigentlich Europa? Kénnen wir den Burger_innen die Chancen
einer gemeinsamen sozialen Politik, einer starken Sozialen Demokratie in Europa
aufzeigen? Das ist das Ziel des neuen Projekts der Friedrich-Ebert-Stiftung

»Politik flr Europa«. Zu zeigen, dass die europaische Integration demokratisch,
wirtschaftlich-sozial und auBenpolitisch zuverlassig gestaltet werden kann. Und
muss!

Folgende Themenbereiche stehen dabei im Mittelpunkt:

— Demokratisches Europa
— Wirtschafts- und Sozialpolitik in Europa
— AuBen- und Sicherheitspolitik in Europa

In zahlreichen Ver6ffentlichungen und Veranstaltungen in den Jahren 2015 bis 2017
wird sich die Stiftung dem Thema kontinuierlich widmen: Wir setzen bei den Sorgen
der Birger_innen an, identifizieren mit Entscheidungstrager_innen Positionen und
machen alternative Politikansatze transparent. Wir debattieren mit Ihnen Uber eine
»Politik fir Europa«!

Weitere Informationen zum Projekt erhalten Sie hier:
http://www.fes.de/de/politik-fuer-europa-2017plus/

Die Friedrich-Ebert-Stiftung

Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wurde 1925 gegriindet und ist die traditions-
reichste politische Stiftung Deutschlands. Dem Vermachtnis ihres Namensgebers ist
sie bis heute verpflichtet und setzt sich fiir die Grundwerte der Sozialen Demokratie
ein: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidaritat. Ideell ist sie der Sozialdemokratie und
den freien Gewerkschaften verbunden.

Die FES fordert die Soziale Demokratie vor allem durch

— Politische Bildungsarbeit zur Starkung der Zivilgesellschaft

— Politikberatung

— Internationale Zusammenarbeit mit Auslandsburos in Gber 100 Landern

— Begabtenférderung

— das kollektive Gedachtnis der Sozialen Demokratie mit u. a. Archiv und
Bibliothek.
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IN KURZE

— Die Einstellungen zu Europa sind zwiespaltig. Wahrend in
den meisten Lander Nord- und Westeuropas ein deutlich
positives Selbstverstandnis (Ausnahmen: Vereinigtes
Kénigreich und Frankreich) vorherrscht, ist in sideuropa-
ischen Staaten wie ltalien und Griechenland eher Skepsis
verbreitet. In Osteuropa hingegen ist ein europaisches
Selbstverstandnis starker vertreten.

— Von den 16- bis 30-Jahrigen duBert mehr als die Halfte die
Beflirchtung, in ihrem Land durch die Krise ausgegrenzt
und vom wirtschaftlichen und sozialen Leben ausge-
schlossen zu werden. Junge Menschen mit Migrations-
hintergrund, mit geringer Bildung oder gesundheitlichen
Problemen haben eine hohere Wahrscheinlichkeit, zur
Gruppe derjenigen zu gehoren, die sich weder in Arbeit
noch in Bildungs- oder AusbildungsmaBnahmen befinden.
Sieben von zehn betrachten dennoch die Zugehorigkeit
ihres Landes zur Europaischen Union in einer globalisier-
ten Welt als Starke. Uber zwei Fiinftel sehen die EU auch
als personliche Perspektive fir Bildung und Arbeit.

— Soziale und politische Teilnahme junger Menschen in Or-
ganisationen ist in Nord- und Westeuropa stark verbreitet,
weniger in Stdeuropa oder den osteuropaischen Staaten.
Aktiv bei unkonventionellen Formen politischer Partizi-
pation sind junge Menschen am starksten in stideuropai-
schen Staaten, vor allem in Spanien und Italien, aber auch
in Nord- und Westeuropa; in den osteuropaischen Staaten
ist das Aktivitatsniveau auch hier deutlich geringer.

— Grundsatzlich vertrauen junge Menschen rechtsstaatlichen
Institutionen am meisten, weniger politischen Institu-
tionen. In nordeuropdischen Staaten wird politischen
Institutionen deutlich starker vertraut als in den anderen
europaischen Staaten. Dem EU-Parlament wird zumeist
mehr Vertrauen entgegengebracht als den politischen
Institutionen der jeweiligen Staaten, weniger jedoch als
den rechtsstaatlichen Institutionen. Das trifft klar auch in
den osteuropéischen Staaten zu.

— Zur Starkung des politischen Engagements junger
Menschen bedarf es auf der gesellschaftlichen Ebene
einer demokratischen politischen Kultur, einer instituti-
onalisierten Partizipation auf Ebene der Organisationen
und biographischer Erfahrungen durch Anerkennung
und Selbstwirksamkeit auf subjektiver Ebene. Um die
Beteiligung aller jungen Menschen an sozialen und poli-
tischen Aktivitaten zu sichern, sollten bei der politischen
Entscheidungsfindung auch neue Formen der Offline- und
Online-Partizipation etabliert werden. Als Strukturelement
geht es darum, die Kapazitdten der Jugendarbeit zu
starken, die als Foren der Interessenartikulation und als
Integrationskrafte wirken kénnen. Europaische, nationale,
regionale und lokale Ressourcen sollten hierzu in einen
Prozess der Koproduktion von Sozialkapital gebracht
werden.
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1. EINLEITUNG

Im Folgenden wird ein Blick auf die politische und soziale
Beteiligung junger Menschen in den EU-Staaten geworfen.

Es werden dabei europaweite Daten aus EU-Umfragen in den
Staaten verwendet. Dabei werden die Variabilitat zwischen
den Staaten und die partiellen Homogenitaten beztglich
mehrerer vergleichbarer Staaten sichtbar gemacht. Ziel des
Beitrags ist es, ein differenziertes Bild auf die Vielfalt von
Jugend in Europa hinsichtlich einer Reihe von Aspekten sozia-
ler und politischer Partizipation zu zeichnen. Der Beitrag wird
zunachst Bewertungen und Aspekte im Hinblick auf Einstel-
lungen und Lebenslagen in Europa heute skizzieren, dann die
Differenziertheit von Partizipation darstellen und abschlieBend
einige madgliche Folgerungen benennen.

2. EUROPA HEUTE - BEWERTUNGEN UND
ASPEKTE VON LEBENSLAGEN

Im folgenden Abschnitt wird einleitend kurz Europa im Blick
seiner Gesamtbevolkerung skizziert. AnschlieBend werden
spezifische Einstellungen der Jugend zu Europa dargestellt.
Dann wird auf das Problem Jugendarbeitslosigkeit als zentrale
SteuerungsgréBe von wirtschaftlicher Teilhabe und sozialer
Integration eingegangen. Wie sich Europa im Bild nationaler
und Ubernationaler Institutionen darstellt, kann mit Daten der
FES-Jugendstudie 2015 gezeigt werden.

DIE EU IM BLICK DER EUROPAISCHEN BEVOLKERUNG

Wahrend sich das Bild der Européer-innen von der EU (vgl.
Eurobarometer 84, 2015) im Herbst 2014 und Frihjahr
2015 als vorwiegend positiv erwies, ist es Ende 2015 eher
gespalten: 37 Prozent der Européer-innen assoziieren ein
positives Bild mit der EU (=4 Prozentpunkte seit Frihjahr
2015), wahrend 38 Prozent ein neutrales Bild von ihr haben
(unverandert). Der Anteil der Europaer-innen, die ein nega-
tives Bild mit der EU verbinden, ist auf 23 Prozent gestiegen
(+4), nachdem er bei den vier vorangegangenen Befragungen
kontinuierlich zurtckgegangen war. Der Anteil der Befragten
mit einem positiven Bild ging in 24 Mitgliedstaaten zurick,
was sich in Estland (36 Prozent, —13 Prozentpunkte), in
Deutschland (34 Prozent, —=11) und in der Tschechischen
Republik (27 Prozent, —10) am deutlichsten zeigte.

Insgesamt hat das Vertrauen in die Europaische Union seit
dem Frihjahr 2015 abgenommen (32 Prozent, —8 Prozent-
punkte). Dabei vertrauen allerdings weiterhin etwas mehr
Befragte der EU als den nationalen politischen Institutionen.
Auch das Vertrauen in die beiden abgefragten nationalen
Institutionen geht im Vergleich zum Frihjahr 2015 zurlck,
die Verluste fallen jedoch im Vergleich zum Vertrauensrick-
gang in die EU geringer aus: 28 Prozent der Europaer-innen
geben an, ihrem nationalen Parlament (eher) zu vertrauen
(=3). 27 Prozent sagen dies Uber ihre nationale Regierung
(=4). Gleichzeitig nimmt der Anteil der EU-BUrger-innen zu,
die der EU eher nicht vertrauen (55 Prozent, +9 Prozent-
punkte). Auch im Hinblick auf die nationalen Parlamente
(64 Prozent, +2) und die nationalen Regierungen (66 Prozent,

+3) steigt der Anteil derjenigen, die diesen »eher nicht
vertrauen« —wenn auch in geringerem MaBe. Der Anteil der
Européer-innen, die davon ausgehen, dass ihre Stimme in der
Europaischen Union zahlt, liegt im Herbst 2015 bei 39 Pro-
zent (=3 Prozentpunkte seit dem Frihjahr 2015). Mehr als die
Halfte der Européder-innen glaubt nicht, dass ihre Stimme in
der EU von Bedeutung ist (54 Prozent, +4).

Insgesamt scheint sich abzuzeichnen: Der Aufwartstrend
der Untersttzung der EU besteht nicht mehr. Inzwischen
haben mehr Befragte ein neutrales denn ein positives Bild von
der EU. Das Vertrauen in die EU ist zurtickgegangen, obwohl
es weiterhin gréBer ist als das Vertrauen der Befragten in die
nationalen Parlamente und Regierungen, das seit Frihjahr
2015 ebenfalls gesunken ist. Nur vier von zehn Européer-in-
nen haben den Eindruck, dass ihre Stimme in der EU zahlt.
Dennoch fuhlen sich etwa zwei Drittel von ihnen als Burge-
rinnen und Burger der EU. Dabei sind die meisten Lander in
Nord- und Westeuropa tberdurchschnittlich EU-orientiert
eingestellt. Niedriger sind die Werte im Vereinigten Konig-
reich und auch in Frankreich; eher skeptisch sind die Einstel-
lungen in den sudlichen Landern Italien und Griechenland. In
Osteuropa hingegen wird Europa, dem Selbstverstéandnis der
Burger nach, positiver gesehen (Scheuer 2016: 458f).

Sucht man nun bundelnd Begrifflichkeiten, die diese
Einstellungen und Bewertungen der Birgerinnen und Birger
bezlglich »ihres« Europas und seinen Institutionen zusam-
menfassen, so legt sich nahe: Verbundenheit und Skepsis,
Zwiespaltigkeit und Ambivalenz.

Wie aber sind die Einschatzungen der nachwachsenden
Generation von Europa?

EINSTELLUNGEN DER JUGEND ZU EUROPA

Im Auftrag des Européischen Parlaments erfolgte im April
2014 in den 28 Mitgliedstaaten eine Umfrage beziiglich der
Einstellung der 16- bis 30-Jahrigen zur Jugendarbeitslosigkeit,
digitalen Revolution, Zukunft der EU, Nachhaltigkeit und den
europdischen Werten (vgl. European Youth in 2014). Mehr
als die Halfte der Befragten (57 Prozent) duBerte die Beflirch-
tung, dass sie in ihrem Land durch die Krise ausgegrenzt und
vom wirtschaftlichen und sozialen Leben ausgeschlossen
wurden. Den meisten aber schien die Einbindung in die Eu-
ropdische Union positive Perspektiven zu bieten: Sieben von
zehn jungen Europaer-innen betrachten die Zugehorigkeit
ihres Landes zur Europaischen Union in einer globalisierten
Welt eher als Starke. Die EU wird von 43 Prozent auch als
personliche Perspektive betrachtet. Sie mdchten in einem
anderen EU-Land arbeiten, studieren oder eine Ausbildung
machen. Etwa ein Viertel der Befragten (26 Prozent) fuhlt sich
aber eher gezwungen, in einem anderen EU-Land zu studie-
ren oder zu arbeiten. Dies hangt wohl damit zusammen, dass
knapp die Halfte (45 Prozent) die »landeseigenen« Berufs-,
Schul- und Hochschulausbildungsméglichkeiten negativ
beurteilen.

Was die ¢ffentliche und politische Teilhabe in Europa
angeht, erscheint den Befragten die Stimmabgabe bei
Europawahlen als die beste Moglichkeit, am 6ffentlichen
Leben in der EU teilzunehmen (44 Prozent). 23 Prozent sehen
wirkungsvolle Partizipationsmaoglichkeiten in Verbanden und
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Nichtregierungsorganisationen sowie in der Teilnahme an De-
batten mittels Internet und sozialer Medien, gefolgt von der
Teilnahme an Demonstrationen (22 Prozent). Auch wenn das
Internet und die sozialen Netzwerke intensiv genutzt werden,
besteht doch Uber deren Bedeutung fiir die Demokratie eine
geteilte Meinung: 46 Prozent sehen soziale Netzwerke als
Fortschritt fUr die Demokratie, wahrend 41 Prozent denken,
dass sie ein Risiko darstellen kénnen. GroBBe Erwartungen
richten sich an die Umsetzung demokratischer Werte in Eu-
ropa. Nach Ansicht der jungen Europaerinnen und Europaer
sollte das Europaische Parlament vordringlich die Menschen-
rechte (51 Prozent), die Redefreiheit (41 Prozent) und die
Gleichstellung von Mann und Frau (40 Prozent) verteidigen.

JUGENDARBEITSLOSIGKEIT — UNTERSCHIEDLICHE RAH-
MENBEDINGUNGEN FUR HERANWACHSENDE IN EUROPA

Ein Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit in Europa kann die
Unterschiedlichkeit der sozialen Lage von jungen Menschen
verdeutlichen. Dieses Problem wird von der Offentlichkeit und
der Politik angesichts der Themen Flucht und Zuwanderung,
Schulden, Finanzen, Eurostabilitat, Zusammenwachsen, Ver-
tiefung oder Erweiterung oft in den Hintergrund gedrangt,
obwohl manchmal von einer »verlorenen Generation«
gesprochen wird, vor allem bezogen auf die stdlichen euro-
paischen Lander. Aus den offiziellen Daten (von Eurostat, vgl.
Bundesagentur fur Arbeit 2016) wird klar, dass vor allem in
den stdeuropaischen Landern Griechenland, Italien, Spanien
und Portugal, die von der Finanz- und Wirtschaftskrise am
starksten betroffen sind, die Probleme der Jugendarbeits-
losigkeit sehr gravierend sind. Griechenland weist eine
Jugenderwerbslosenquote von 48 Prozent auf (als Anteil der
arbeitslosen 15- bis 24-Jahrigen an den dem Arbeitsmarkt
zur Verfligung stehenden Jugendlichen der gleichen Alters-
gruppe), in Spanien betragt sie 45 Prozent. Auch in vielen
Ostlichen EU-Landern liegt das Niveau jugendlicher Arbeitslo-
sigkeit Uber 20 Prozent.

Die Lander Westmitteleuropas sind vergleichsweise
geringer vom Problem der Jugendarbeitslosigkeit betroffen:
In Deutschland, den Niederlanden und Osterreich liegen die
Werte bei ca. 10 Prozent, allerdings liegt der Wert fur Frank-
reich mit 26 Prozent mehr als doppelt so hoch wie etwa in
den Niederlanden oder Osterreich, gegentiber Deutschland ist
er sogar mehr als dreimal so hoch.

Es sind jedoch zwei Indices zur Jugendarbeitslosigkeit zu
unterscheiden. Ublicherweise wird die Erwerbslosenquote
angegeben. Sie wird durch den Anteil der Erwerbslosen an
den Erwerbspersonen gemessen, das sind die Erwerbstatigen
und die Erwerbslosen (erwerbslos ist, wer nicht erwerbstatig
ist, aber Arbeit suchend und somit dem Arbeitsmarkt zur
Verfligung steht). Dies erlaubt allerdings keine Aussage Uber
den Anteil der arbeitslosen Jugendlichen an allen Jugendli-
chen einer bestimmten Altersgruppe. Denn die Jugendlichen,
die nicht zu den Erwerbspersonen zahlen, also die Nichter-
werbspersonen — Schuler und Schilerinnen, Studierende oder
Personen, die dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfligung stehen —
gehen in die Arbeitslosenquote nicht mit ein. Dieser Anteil ist
aber in der Regel hoch, z.B. lag er 2014 in den meisten euro-
paischen Landern Uber 40 Prozent, dartber hinaus variierte

er erheblich zwischen diesen Landern (Wieck/Baethge 2015).
Der Erwerbslosenanteil, also der Anteil der Erwerbslosen an
der im Vergleich stehenden Altersgruppe insgesamt, ist somit
deutlich geringer als die Erwerbslosenquote. Bei der Rede
Uber Arbeitslosigkeit muss demnach zwischen diesen beiden
Indices unterschieden werden.

BEWERTUNG DER EUROPAISCHEN INSTITUTIONEN IN
DER FES-JUGENDSTUDIE 2015

In der FES-Jugendstudie 2015 wurde auch das Vertrauen
gegenuber einer Vielfalt von Institutionen, Organisationen
und Vereinigungen auf unterschiedlichen nationalen, euro-
paischen und globalen Ebenen thematisiert. Die Befragten
konnten auf einer Skala von 1 (Uberhaupt kein Vertrauen) bis
6 (sehr groBes Vertrauen) jeweils das MaB ihres Vertrauens
benennen. Als Ergebnis zeigte sich, dass das Vertrauen
gegenuber der Europaischen Union auf dem nahezu glei-
chen Niveau liegt (3,7) wie gegenlber der Bundesregierung
und dem Bundestag (3,8) und den Gewerkschaften (3,9).
Dabei ist allerdings sowohl fiir die deutsche als auch fir die
europdische Ebene die Hohe des Vertrauens nicht sehr groB,
liegt dennoch deutlich hoéher als gegentber Parteien (3,3),
Kirchen (3,2) und GroBkonzernen (2,6), aber klar niedriger als
gegenuber Gerichten und Polizei (5,0) sowie Birgerinitiativen
und NGOs (4,0).

Grafik 2.1
Vertrauen in Institutionen, 14- bis 29-Jahrige
(Mittelwerte)

Gerichte

Frage: »Nun folgt eine Reihe von Institutionen und Organisationen. Bitte vermerken
Sie, wie groB das Vertrauen ist, das Sie jeweils entgegenbringen.«

Skala: 1 — tiberhaupt kein Vertrauen bis 7 — sehr groBes Vertrauen.

Zusatzvorgabe: kann ich nicht beurteilen — kenne ich nicht.

Aufgefihrt: Polizei, Gerichte, Bundesregierung, Parteien, Bundestag, GroBkonzerne,
Europaische Union, Gewerkschaften, Kirchen, Biirgerinitiativen und Nichtregierungs-
organisationen.

Quelle: FES-Jugendstudie 2015

Betrachtet man das EU-Vertrauen nach Einflussfaktoren,
so spielen regionale Unterschiede (westliche/6stliche Bundes-
lander) keine Rolle. Mannliche Befragte sind leicht skepti-
scher, ebenso solche mit Migrationshintergrund. Ein héheres
Bildungsniveau verbindet sich mit gréBerem Vertrauen.
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3. PARTIZIPATION UND POLITISCHE
EINSTELLUNGEN JUNGER MENSCHEN
IN DER EU

Im Folgenden werden einige Aspekte politischen Engage-
ments und politischer Einstellungen dargestellt. Datengrund-
lage sind einige der letzten Eurobarometer-Umfragen zu
jungen Menschen (in Form der Flash Eurobarometer) im Alter
von 15 bis 30 Jahren sowie die Studie des European Social
Survey (ESS) von 2012 (vgl. Anmerkung zu den Daten).

Die Strukturierung der Lander in den Darstellungen soll
nicht die haufig Ubliche Gestalt entweder alphabetischer
Ordnung der Staaten oder einer Rangfolge der betrachteten
Daten haben, sondern sich an systematische Uberlegungen
aus der Europaforschung anlehnen. Ublicherweise wird
zwischen EU-Landern vor der Stdosterweiterung von 2004
und 2007, den 15 Landern bis zu dieser Zasur also, und den
zwolf Landern der Osterweiterung unterschieden. Die EU-
Erweiterung durch Lander des ehemaligen Ostblocks sowie
den kleineren Staaten Malta und Zypern enthalt Staaten mit
unterschiedlichen kulturellen und nationalen Hintergriinden.
Die Staaten der EU vor 2004 lassen sich durch das Merkmal
raumlicher Nahe und damit zusammenhangender kultureller
Ahnlichkeiten gruppieren, wie es Gabriel und Volkl (2008)
getan haben (&hnlich auch Kohl 2013). In einem Bericht Gber
Ergebnisse aus dem European Social Survey von 2012 Gber
Einstellungen zu und Bewertung von Demokratie in Europa
folgen die Autoren (Ferrin/Kriesi 2014) einem einfachen
Modell von vier unterschiedlichen geographischen Gebieten:
Lander aus westeuropdischen, nordeuropaischen, stideuropé-
ischen und zentralosteuropaischen Regionen werden dabei
zusammengefasst. Und auch im Datenreport von 2016 wird
die hier zugrunde gelegte Gruppierung verwendet (Scheuer
2016). Somit werden Landergruppen folgendermafen be-
stimmt:

— Nordeuropa: Danemark, Finnland, Schweden;

—  Westeuropa: Vereinigtes Kénigreich, Irland,;

—  Westmitteleuropa: Deutschland, Frankreich, die Benelux-
lander Belgien, Luxemburg und die Niederlande, sowie
Osterreich:;

— Sldeuropa: Griechenland, Italien, Portugal, Spanien,
sowie Malta und Zypern;

— Osteuropa: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechische
Republik, Ungarn, Slowakei, Slowenien, sowie Rumanien
und Bulgarien und seit 2013 Kroatien.

Im Weiteren werden die folgenden Themen mit entspre-
chenden Ergebnissen aus den Studien dargestellt: politisches
Interesse, Aktivitat in sozialen und politischen Organisationen,
Beteiligung an politischen Wahlen, Partizipation in unkonven-
tionellen Formen, Vertrauen in politische Institutionen.

3.1 INTERESSE AN POLITIK

Das Interesse an Politik ist ein zentraler Indikator politischer
Orientierungen. Es stellt einen wesentlichen Faktor fiir
politisches (und auch soziales, wie Analysen zeigen kénnen)
Engagement dar und ist daher zur Férderung von solchem

Grafik 3.1
Politisches Interesse,
(in Prozent)

Bulgarien

Tschechische Rebublik

Estland

0 10 20 30 40

15- bis 30-Jahrige

50 60

Frage: »Wie sehr interessieren Sie sich fiir Politik? Sind Sie ...« Vorgaben: sehr
interessiert, ziemlich interessiert (fir die Grafik zusammengefasst, Prozentwert),
wenig interessiert, oder dberhaupt nicht interessiert?

Quelle: European Social Survey, Rd. 6, 2012.
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Engagement etwa in Form von politischer Bildung von groBer
Bedeutung. Zudem bildet politisches Interesse die motivatio-
nale Basis fir politische Hinwendung und subjektive politische
Involvierung. In der Grafik 3.1 sind die Antwortenkategorien
»sehr interessiert« und »ziemlich interessiert« aus dem ESS
2012 dargestellt.

Es zeigt sich, dass ein deutlich hoheres Politikinteresse in
den Landern Nordeuropas sowie im westmitteleuropaischen
Gebiet in Deutschland und den Niederlanden zu finden ist. In
Westeuropa und den Landern Stdeuropas findet man eher
durchschnittliche Werte. In den osteuropdischen Staaten
gibt es hingegen kein einheitliches Ergebnis. Zu beobachten
ist einerseits in einigen ein geringes politisches Interesse bei
jungen Menschen, in anderen (Polen und Bulgarien) liegen
die Werte in der GréBenordnung der siideuropaischen oder
westeuropdischen Staaten.

3.2 AKTIVITAT IN ORGANISATIONEN

Aktivitat in Organisationen, Mitgliedschaft in Vereinen und
Verbanden gelten als zentrale Kennzeichen sozialer Integ-
ration. Sie gehen Uber die sozialen Verbundenheiten von
Familie, Nachbarschaft und Freunden hinaus und bieten fur
Jugendliche und junge Erwachsene Moglichkeiten der Inter-
essenrealisierung, Kommunikation, Identitatsentwicklung und
sozialen Vernetzung. Von Robert David Putnam wurde zudem
betont, dass das Engagement in Vereinen und Verbanden

als wichtige Voraussetzung zur Ausbildung demokratischer
Werte und Tugenden dienen kann wie auch zur Férderung
politischen Engagements insgesamt (Putnam 1993). Empiri-
sche Ergebnisse bei jungen Menschen konnten diese wichtige
und interessante These, insbesondere, wenn sie sich auf
verschiedene Lander der EU beziehen, nur partiell bestatigen
(vgl. de Rijke 2009) bzw. keinen relevanten Effekt feststellen.
Anhand der Daten des Flash Eurobarometers 408 von 2015
soll eine Ubersicht tiber das Engagement in Organisationen in
den EU-Landern gegeben werden.

Auf die Frage: »Haben Sie in den letzten 12 Monaten bei
Aktivitaten in folgenden Organisationen teilgenommen?«
wurden acht Organisationsformen vorgegeben: Sportverein,
Jugendverein oder -verband oder Freizeitverein, kulturelle
Organisation, lokale Organisation mit dem Ziel der Verbesse-
rung der lokalen Gemeinschaft, Vereinigung zur Férderung
von Menschenrechten oder der globalen Entwicklung,
politische Organisation oder politische Partei, Umwelt- oder
Klimaschutzorganisation, sonstige Nichtregierungsorganisati-
onen (NGOs).

In der Grafik 3.2 sind die Anteile der Jugendlichen je
EU-Staat abgetragen, die in keiner der genannten Organisa-
tionen an Aktivitaten teilgenommen haben. Je héher diese
Werte sind, desto geringer ist in den entsprechenden Landern
die Rolle von Vereinen oder Organisationen zur sozialen Inte-
gration. Relativ gering sind danach die Anteile der Nichtak-
tiven in den nordeuropaischen Staaten und den mitteleu-
ropdischen sowie westmitteleuropaischen Landern. In den
anderen beiden Gruppen, den stideuropdaischen sowie den
osteuropaischen Staaten sind die Werte hingegen deutlich
groBer. Interessant dabei ist, dass diese beiden Gruppen auch
eine starke Homogenitat aufweisen (wie auch, tendenziell,

Grafik 3.2

Anteil der Nichtteilnahme in Organisationsaktivitaten,
15- bis 30-Jahrige

(in Prozent)

NORDEUROPA

Danemark

Portugal

OSTEUROPA

Bulgarien

Frage: »Haben Sie in den vergangenen 12 Monaten an irgendwelchen Aktivitdten
folgender Organisationen teilgenommen? An Aktivitaten ...«

Vorgaben: s. Tabelle 3.1.

An keinen Aktivitaten teilgenommen — Anteile in Grafik 3.2.

An Aktivitdten in mindestens einer der betreffenden Organisationen teilgenommen —
Anteile in Tabelle 3.1.

Quelle: Flash Eurobarometer 408, 2015
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Tabelle 3.1
Aktivitat in Organisationen, 15- bis 30-Jahrige
(in Prozent)

Aktiv in

Aktiv in polit.
zivilgesell. Organisat.

Organisat.

NORDEUROPA

Frage: »Haben Sie in den vergangenen 12 Monaten an irgendwelchen Aktivitaten
folgender Organisationen teilgenommen? An Aktivitdten ...«

Vorgaben: Sportclub, Jugend- oder Freizeitklub oder irgendeine andere Jugendor-
ganisation, kulturelle Organisation (in der Tabelle: zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen), politische Organisation oder politische Partei, lokale Organisation, die auf
Verbesserung in Ihrer Gemeinde ausgerichtet ist, Organisation, die im Bereich des
Klimawandels bzw. von Umweltthemen aktiv ist, Organisation zur Férderung von
Menschenrechten oder der globalen Entwicklung, irgendeine andere Nichtregie-
rungsorganisation (in der Tabelle: politische Organisationen).

An keinen Aktivitdten teilgenommen — Anteile in Grafik 3.2.

An Aktivitdten in mindestens einer der betreffenden Organisationen teilgenommen —
Anteile in Tabelle 3.1.

Quelle: Flash Eurobarometer 408, 2015.

die ersten drei Gruppierungen). Am geringsten ist die Teil-
nahme an Organisationsaktivitdten bei den beiden Landern
der vorletzten EU-Mitgliedschaft, Rumanien und Bulgarien,
mit fast 80 Prozent Nichtteilnahme. Insgesamt deuten diese
Ergebnisse auf die starkeren zivilgesellschaftlichen, verein-
sorientierten Traditionen in den Staaten der nérdlichen und
mitteleuropaischen Regionen gegentber den stdlichen und
ostlichen Staaten Europas hin.

Die Beteiligung an Aktivitaten ist in Tabelle 3.1 fur alle
europdischen Lander aufgefiihrt. Dabei wurde eine Unter-
scheidung zwischen sozialen oder zivilgesellschaftlichen
Organisationen (die ersten drei oben aufgefuhrten Antwort-
kategorien) und politischen Organisationen (die anderen
finf Antwortkategorien) gemacht. Generell gilt, dass die am
haufigsten angegebene Organisation der Sportverein ist und
damit die Kategorie der zivilgesellschaftlichen Organisationen
deutlich bestimmt. Die Antworthaufigkeiten sind bei den
politischen Organisationen insgesamt deutlich geringer. In
der Tabelle zeigt sich dies darin, dass die Werte fur die zivil-
gesellschaftlichen Organisationen stets héher sind, manchmal
sogar deutlich hoher.

Interessant ist die Betrachtung der Relationen der
Werte zum Engagement in nichtpolitischen im Vergleich zu
politischen Organisationen. In den westmitteleuropaischen
Staaten, bei denen ja generell die hdchsten Teilnahmequoten
zu finden sind, sind die entsprechenden Anteile bei den
politischen Organisationen relativ gering; bis auf Osterreich
sind die Anteile weniger als halb so groB als bei den zivilge-
sellschaftlichen. Es dominieren also letztere Organisationen
bei den Aktivitaten der jungen Menschen deutlich. In den
nordeuropdischen Staaten wie auch den Inselstaaten Verei-
nigtes Konigreich und Irland ist das anders. Die Anteile der
in nichtpolitischen Organisationen Aktiven sind dabei dhnlich
hoch wie bei den westmitteleuropaischen Staaten, jedoch
sind die Anteile der Aktiven in politischen Organisationen
klar héher. In Danemark und Irland etwa ist das Verhaltnis
von politischen zu nichtpolitischen Aktivitatsanteilen fast
3 zu 4. Dies deutet darauf hin, dass in diesen Landern die
politischen Organisationen im Vergleich zu den zivilgesell-
schaftlichen eine gréBere Rolle spielen, als es etwa in den
mitteleuropédischen Landern, auch Deutschland und vor
allem Frankreich, der Fall ist. In den stdlichen und 6stlichen
Landern ist das Niveau des Organisationsengagements zu-
meist geringer, insbesondere bei politischen Organisationen,
wie anhand der Grafik 3.2 bereits gezeigt wurde. Insgesamt
scheinen sich somit Traditionen von zivilgesellschaftlichen
sozialen Integrationsinstitutionen in den Staatengruppen
niederzuschlagen.
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3.3 BETEILIGUNG AN WAHLEN

Ein Uberblick zur Beteiligung an Wahlen in der EU ist nicht
einfach. Am klarsten waren Daten, die zu einer bestimmten
Wahl die Wahlbeteiligung der entsprechenden Altersgruppen,
hier die 15- bis 30-Jahrigen, sofern sie wahlberechtigt sind,
ausweisen wirden. Das ist z. B. in Deutschland die Repré-
sentative Wahistatistik. In den Eurobarometer-Umfragen sind
es Fragen zur Wahlbeteiligung, innerhalb eines bestimmten
Zeitrahmens und auf bestimmten Ebenen.

Hier soll eine Ubersicht tiber die Wahlbeteiligung an der
letzten Europawahl gegeben werden, anhand der Umfrage
des Flash Eurobarometers 408 aus dem Jahr 2015. Die Euro-
pawahl fand 2014 statt.

In der Grafik 3.3 ist die Wahlbeteiligung bei der letzten
Europawahl dargestellt. Insgesamt lassen sich eher wenig
klare Differenzen feststellen, innerhalb der Landergruppen
variieren die Beteiligungen nicht unerheblich. In Schweden
und Belgien (einem Land mit einer Wahlpflicht) wurden, ge-
messen anhand der Frage im Flash Eurobarometer, sehr hohe
Wahlbeteiligungen angegeben, die geringsten finden sich im
Vereinigten Konigreich. In den 6stlichen européaischen Lan-
dern sind die Wahlbeteiligungen besonders unterschiedlich,
von unter 20 Prozent in Slowenien bis zu etwa 40 Prozent in
Lettland oder Bulgarien.

Um Hinweise fr Motive zur Wahlteilnahme oder aber
Wahlabstinenz zu gewinnen, sollen an dieser Stelle zwei Fra-
gen aus einer friheren Eurobarometerstudie zu jungen Men-
schen aufgefuhrt werden. In der Flash Eurobarometerstudie
375 von 2013 sind zwei solche Fragen enthalten, die Motive
zur Beteiligung an der kommenden Europawahl enthalten,
sowie Grinde, nicht an der Wahl teilzunehmen (vgl. Grafiken
3.4 und 3.5).

Der Hauptgrund, sich zu beteiligen, ist die Uberzeugung,
dass die Demokratie wichtig ist, womit wohl ein Kern von
Demokratie gemeint ist: die Wahl des politischen Personals
durch das Volk. Auch Europa und Europawahlen werden
als wichtig erachtet; die Gberwiegende Mehrheit auf dieser
generellen Fragenebene betrachtet Wahlen als das richtige
Mittel, um politische Entscheidungen zu beeinflussen.

Als haufige Grinde fur eine mogliche Wahlabstinenz wird
hingegen angefihrt, dass die eigene Stimme keinen Einfluss
habe, die Einschatzung, fur eine verninftige Wahlentschei-
dung nicht ausreichend informiert zu sein, sowie die Befiirch-
tung, dass sich die Gewahlten doch nicht um die Probleme
der Wahlenden kiimmern wiirden.

Grafik 3.3

Wahlbeteiligung innerhalb der letzten 3 Jahre vor der
Befragung - Europawahlen, 15- bis 30-Jahrige

(in Prozent)

NORDEUROPA

Dénemark

Frage: »Haben Sie innerhalb der letzten 3 Jahre bei irgendeiner politischen Wahl auf
lokaler, regionaler, nationaler oder EU-Ebene gewahlt? Wenn Sie zu dieser Zeit nicht
wahlberechtigt waren, so sagen Sie dies bitte.«

»Ja, auf EU-Ebene, Prozentanteile in der Grafik.

Quelle: Flash Eurobarometer 408, 2015.
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Grafik 3.4
Motive zur Beteiligung an der Europawahl, 15- bis 30-Jahrige
(in Prozent)

Sie glauben, dass Demokratie wichtig ist.

Vorgaben »jag, »neing; Prozentanteile »jac.

Quelle: Flash Eurobarometer 375, 2013.

Frage: »Wenn Sie bei der Europawahl 2014 mit hoher Wahrscheinlichkeit wahlen gehen, wird das daran liegen, dass ...«

Grafik 3.5

(in Prozent)

Sie glauben, dass Ihre Stimme nichts dndern wird.

die Sie betreffen

Quelle: Flash Eurobarometer 375, 2013.

Motive, sich nicht an der Europawahl zu beteiligen, 15- bis 30-Jahrige

Sie glauben, dass sich das europdische Parlament nicht genug um die Probleme kiimmert,

Frage: »Wenn Sie bei der Europawahl 2014 mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht wahlen gehen, wird das daran liegen, dass ...«
Vorgaben »ja«, »neing; Prozentanteile »ja«.

3.4 POLITISCHE PARTIZIPATION

Neben der Beteiligung an Wahlen als die Basisform politi-
schen Engagements in Demokratien werden mittlerweile eine
Vielzahl an Méglichkeiten genutzt, um sich politisch zu arti-
kulieren und Einfluss auf den politischen Prozess zu nehmen.
Gerade junge Menschen orientieren sich dabei an Formen,
die als unkonventionell zu bezeichnen sich in der Partizipa-
tionsforschung durchgesetzt hat. Im European Social Survey
von 2012 sind einige dieser Formen erfragt worden — die
differenzierte Vielzahl an Formen, wie sie in der FES-Jugend-
studie 2015 enthalten sind, ist in europaweiten Umfragen
allerdings nicht zu finden. Im Folgenden werden also einige
zentrale Partizipationsformen im europdaischen Vergleich be-
trachtet, wobei im ESS 2012 jedoch einige EU-Staaten nicht
beteiligt waren. Die Daten sind in der Tabelle 3.2 aufgefuhrt.
Aufgefiihrt sind hier Formen, die in der Partizipationsfor-
schung zu unterschiedlichen Komplexen gezahlt werden. Die
Handlungsmoglichkeit »Kontakt zu einem Politiker aufge-
nommen« zahlt zu den konventionellen Partizipationsformen,

deren Zielsetzung politische Einflussnahme im Bereich
Regierungshandeln, Politik im engeren Sinne und staatliche
Institutionen sind. Kontaktaufnahme ist dabei dem Feld der
politischen Kommunikation zuzurechnen. Die Beteiligung

an einer Unterschriftensammlung wird Ublicherweise zu den
unkonventionellen Formen gezahlt, wobei es sich hierbei

um eine Aktivitat handelt, die mit geringem zeitlichen und
sozialen Aufwand durchgefihrt werden kann. Dies ist bei
der zentralen Form unkonventioneller Partizipation, der »Teil-
nahme an einer genehmigten &ffentlichen Demonstration«,
anders, die bei jungen Menschen eine erhdhte Beliebtheit
hat. SchlieBlich ist die Handlungsform »bestimmte Produkte
boykottieren« eine, die erst in den letzten Jahren an Bedeu-
tung gewonnen hat. Auch sie zahlt zu den Aktivitaten mit
geringem Ressourcenaufwand (low cost), die zudem den
Bereich politischer Aktionsformen ausweitete, wobei die mo-
tivationale Begriindung — Produkte aus politischen Griinden
nicht zu kaufen — das entscheidende Merkmal ist und weni-
ger die direkte politische Einflussnahme als Ziel hat.
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Tabelle 3.2

(in Prozent)

NORDEUROPA

Quelle: European Social Survey, Rd. 6, 2012.

Politische Partizipation in Europa, 15- bis 30-Jahrige

... Kontakt zu einem
Politiker ...
aufgenommen?

... sich an einer
Unterschriftensammlung
beteiligt?

... an einer genehmigten

offentlichen Demonstra-
tion teilgenommen?

.. bestimmte Produkte
boykottiert?

Frage: »Es gibt verschiedene Mdglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in Deutschland zu verbessern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben sie im
Verlauf der letzten 12 Monate irgendetwas davon unternommen? Haben Sie ...«
»... Kontakt zu einem Politiker oder einer Amtsperson auf Bundes-, Landes- oder Kommunalebene aufgenommen?«
»... sich an einer Unterschriftensammlung beteiligt?«

»... an einer genehmigten 6ffentlichen Demonstration teilgenommen?«
»... bestimmte Produkte boykottiert?«

Vorgaben: »ja«, »neing, Prozentanteile »ja« in der Tabelle.




JUNGES POLITISCHES ENGAGEMENT IN EUROPA

Zunachst ist festzustellen, dass die Beteiligung im konven-
tionellen Sinne — Kontakt zu einem Politiker aufnehmen —
insgesamt am geringsten ist — nur in wenigen Landern liegt
sie Uber 10 Prozent, in den meisten Léandern der osteuro-
paischen Gruppe nicht héher als 6 Prozent. Dem entspricht
etwa, dass auch die Beteiligung an einer politischen Organi-
sation oder einer Partei in den meisten europaischen Staaten
in der betrachteten Altersgruppe nur sehr gering ist (vgl. Flash
Eurobarometer 408: 9).

Deutlich groBer ist die Teilnahme an einer Unterschriften-
sammlung, die jedoch zu den Beteiligungsformen gehort,
die nur ein geringes Engagement erfordern. Dennoch
variieren die Werte zwischen den Staatengruppen wie auch
teilweise innerhalb derselben. Ein hohes Niveau weisen die
nordeuropaischen Lander auf, wahrend bei den westmittel-
europaischen eher mittlere Beteiligungsquoten zu finden
sind. Deutschland hat dabei mit 31 Prozent eine der hochsten
Werte. In Stideuropa liegen Spanien und ltalien etwa auf der
Hohe der nordischen Staaten. Und ein deutlich geringeres
Engagement findet man in den osteuropaischen Staaten, es
liegt teilweise sogar unter 10 Prozent, was in dieser geringen
Hohe ansonsten nicht festzustellen ist.

Bei der Beteiligung an einer genehmigten 6ffentlichen
Demonstration ist die Verteilung Gber die Gruppierung der
europaischen Lander nicht ganz so klar zu sehen. Es dominie
ren insgesamt Spanien und Italien mit 35 bzw. 24 Prozent,
diese Werte liegen weit Gber den meisten anderen. In der
Mitte liegen Deutschland und Frankreich, wobei die anderen
Lander dieser westmitteleuropaischen Gruppe klar geringere
Engagementanteile aufweisen. Die nordliche Gruppe ist in
dieser Beteiligungsform, anders als bei der Unterschriften-
sammlung (und auch dem Boykott von Produkten), nicht
besonders stark vertreten. Die osteuropdischen Staaten wie-
derum weisen fast durchgangig geringe Beteiligungsanteile
auf.

SchlieBlich findet man bei beim Boykott bestimmter
Produkte, einer zentralen Form der Kategorie des politischen
Konsums (der haufig mit dem bewussten Kauf von bestimm-
ten Produkten aus politischen, ethischen oder Umweltgrin-
den verknUpft wird, so auch in der FES-Jugendstudie 2015),
wieder starker landerspezifische Unterschiede. In den nord-
lichen Europastaaten ist diese Form am starksten verbreitet,
in den westmitteleuropaischen Staaten ist dies insbesondere
bei Deutschland (mit 28 Prozent) und etwas geringer bei
Frankreich der Fall, weniger hingegen bei den Beneluxlandern
Belgien und den Niederlanden. Wiederum findet man in den
ostlichen Landern nur geringe Anteile von Jugendlichen, die
diese Art der politischen AuBerung praktizieren. Hier sind
ebenso in den stideuropaischen Staaten, auch in Spanien und
Italien, eher geringe bis mittlere Werte zu finden.

Insgesamt lasst sich nicht ohne Weiteres ein einheitliches
Bild politischen Engagements im Hinblick auf die gewahlten
Partizipationsformen zeichnen. Klar wird am ehesten, dass die
relativ neuen EU-Lander Ostmitteleuropas im Vergleich zu den
anderen insgesamt tendenziell eher geringere Beteiligungs-
niveaus aufweisen. In Stideuropa hingegen sind oft Spanien
und Italien mit deutlich hohen Beteiligungsquoten zu finden.

3.5 VERTRAUEN IN INSTITUTIONEN

Das Vertrauen der Birger-innen in 6ffentliche Institutionen
und Organisationen kann als ein MaB fiir die Unterstitzung
angesehen werden, welche dem politischen wie gesell-
schaftlichen System entgegengebracht wird (vgl. Gaiser etal.
2012). Im ESS 2012 war die Frage nach dem Vertrauen »in
offentliche Einrichtungen oder Personengruppen« mit einer
Reihe von Vorgaben verknipft. In Tabelle 3.3 sind in einem
Uberblick einige zentrale Vorgaben enthalten. Als politische
Institutionen wurden hier landerspezifische Parlamente,
Parteien und Politiker zusammengefasst, als rechtsstaatliche
Institutionen das Rechtssystem, die Justiz und die Polizei.
Getrennt davon wurde das Vertrauen in das Europaische
Parlament und die Vereinten Nationen aufgefihrt.

Generell gilt: Das Vertrauen in rechtsstaatliche Instituti-
onen ist stets groBer als das in politische Institutionen. Das
EU-Parlament genieBt zumeist ein gréBeres Vertrauen als die
politischen Institutionen der jeweiligen Lander. Der UNO wird
etwas mehr Vertrauen entgegengebracht als der EU.

Bei der Betrachtung der Gruppen der EU-Staaten zeigt
sich: Die Lander Nordeuropas haben die héchsten Vertrau-
enswerte fr rechtsstaatliche Institutionen (das gilt auch
fur das EU-Parlament), und sogar ebenso, wenn auch auf
niedrigerem Niveau, fur politische Institutionen. Hier scheint
insgesamt ein eher ungebrochenes Verhaltnis zu Politik, den
Gerichten und der Polizei als den rechtsstaatlichen Institutio-
nen vorzuliegen.

Die Staaten Westmitteleuropas liegen bei fast allen
betrachteten Institutionen im mittleren Vertrauensbereich.
Auffallend ist das geringe Vertrauen in politische Institutionen
in Frankreich. In den Staaten Stdeuropas findet man das
geringste Institutionenvertrauen hinsichtlich der Politik, v. a.
in Spanien, Italien und Portugal, und sogar auch ein relativ
geringes in die rechtsstaatlichen Institutionen. Eine Art gene-
relles Misstrauen in gesellschaftliche Institutionen und eine
Tradition der Distanz zum politischen System geht vermutlich
auch in die Bewertungen des EU-Parlaments und der UNO
ein.

In Osteuropa findet man groBere Variationen, aber in
etlichen Landern ebenfalls nur maximal 10 Prozent oder nur
wenig mehr Anteile junger Menschen mit Vertrauen in poli-
tische Institutionen. Rechtsstaatliche Institutionen zeigen ein
eher mittleres Vertrauensniveau, ahnlich wie in den Landern
Sudeuropas.

Insgesamt sind also groBBe Differenzen des Vertrauens in
Institutionen zwischen den europdischen Staaten festzustel-
len: hohes Vertrauen in den Staaten Nordeuropas, geringes in
Stdeuropa und zu einem betrachtlichen Teil auch in osteuro-
paischen Staaten.
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Tabelle 3.3
Vertrauen in Institutionen, 15- bis 30-Jahrige
(in Prozent)

politische Institutionen rechtsstaatliche EU-Parlament

Institutionen

NORDEUROPA

Frage: »Bitte benutzen Sie Liste 5 und sagen Sie mir zu jeder 6ffentlichen Einrichtung oder Personengruppe, die ich lhnen nenne, wie sehr Sie personlich jeder einzelnen davon
vertrauen. Verwenden Sie dazu diese Skala von 0 bis 10. 0 bedeutet, dass Sie dieser Einrichtung oder Personengruppe iiberhaupt nicht vertrauen, und 10 bedeutet, dass Sie ihr voll
und ganz vertrauen. Wie ist das mit ...«

Bundestag, Parteien, Politikern (Mittelwert — politische Institutionen),

Justiz, Polizei (Mittelwert — rechtsstaatliche Institutionen),

Europdisches Parlament, Vereinte Nationen.

Dichotomie: 0-5, (iber 5 bis 10, als Prozentanteil in der Grafik: Vertrauen.

Quelle: European Social Survey, Rd. 6, 2012.
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4. ZUSAMMENFASSENDES, TRENDS UND
HERAUSFORDERUNGEN

Ausblickend soll auf den Dritten Europaischen Jugendbericht
aus dem Jahre 2015 Bezug genommen werden, weil hierin
sowohl empirische Trends seit dem Jahre 2013 skizziert
werden als auch jugendpolitische Herausforderungen zu
finden sind, zu denen die beteiligten politischen Akteure
gemeinsame Perspektiven formuliert haben (vgl. Dritter Euro-
paischer Jugendbericht 2015, vgl. auch die 8-Landerstudie
der Friedrich-Ebert-Stiftung »EU vor Bewahrungsprobe — Was
erwarten, worum sorgen sich die Burger?«, 2016).

Bezogen auf die 90 Millionen 15- bis 29-Jahrigen wird als
positiv konstatiert: Es wuchs die Rate der jungen Menschen
mit héheren Bildungsabschlissen von 34 Prozent auf 38 Pro-
zent, 50 Prozent sind Mitglied in einer Organisation und
25 Prozent leisten freiwillige Arbeit.

Fur Teilgruppen haben sich aber die Auswirkungen
der 6konomischen Krise verscharft. Junge Menschen mit
Migrationshintergrund, mit geringer Bildung oder gesund-
heitlichen Problemen haben eine hohere Wahrscheinlichkeit,
zur Gruppe der 13,7 Millionen NEETs (weder in Arbeit noch
in Bildungs- oder AusbildungsmaBnahmen) zu gehéren.
Jugendliche mit Migrationshintergrund sind fast doppelt so
oft von Arbeitslosigkeit betroffen als andere junge Menschen.
Dies hat Auswirkungen auf das soziale und politische Leben,
da diese Jugendlichen es auch schwierig finden, ihren po-
litischen Willen zu artikulieren. Und je weniger sie gebildet
sind, desto weniger gehen sie wahlen oder beteiligen sich an
Freiwilligen- oder Kulturaktivitdten. Problematisiert wird die
weitere Offnung der Schere zwischen jungen Menschen, die
studieren, relativ sicher sind, einen Job zu finden und sich im
sozialen, politischen oder kulturellen Leben engagieren, und
denjenigen, die weniger Chancen auf einen sicheren Arbeits-
platz und ein geregeltes Einkommen haben und sich geringer
zivilgesellschaftlich und politisch beteiligen.

EU-Rat und EU-Kommission sehen in den Analysen und
Problemdiagnosen folgende Herausforderungen: Es sollen
MaBnahmen ergriffen werden, um die Beteiligung aller
jungen Menschen an sozialen und politischen Aktivitaten zu
sichern, die unter anderem die Etablierung von neuen Formen
der Offline- und Online-Partizipation bei der politischen Ent-
scheidungsfindung mit einbeziehen. Als Strukturelement geht
es darum, die Kapazitaten der Jugendarbeit zu starken, die
als Foren der Interessenartikulation und als Integrationskrafte
wirken kdnnen. Betont wird, dass es eine »ultimative,
dringende Notwendigkeit« gibt, alle Bemihungen in diese
Richtungen zu verstarken, und dass hierzu europaische, na-
tionale, regionale und lokale Ressourcen in einen Prozess der
Koproduktion von Sozialkapital zu bringen sind.

Als Folgerung zur Starkung politischen Engagements
junger Menschen kann abschlieBend festgehalten werden: Es
bedarf auf der gesellschaftlichen Ebene einer demokratischen
politischen Kultur, einer institutionalisierten Partizipation
auf der Ebene der Organisationen, und auf der subjektiven
Ebene biographischer Erfahrungen durch Anerkennung und
Selbstwirksamkeit bei den Individuen selbst. Fiir Akteure und
Mitwirkende auf jeder dieser Ebenen ist es eine Herausforde-
rung, Beteiligungsdefizite zu reflektieren sowie Chancen und
Partizipation zu fordern.

13
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Daten

European Social Survey Round 6 Data (2012). Data file edition 1.0. Nor-
wegian Social Science Data Services, Norway — Data Archive and distributor
of ESS data. Fallzahlen der 15- bis 30-Jahrigen, nur EU-Lander (21): 7972,
je Land von ca. 230 bis ca. 550, ein Land 628. Designgewicht wurde ver-
wendet.

Anmerkung: Mittlerweile ist der Datensatz des European Social Survey
Round 7 von 2014 in der 2. Version zuganglich. Allerdings fehlen hierbei eine
Reihe von Landern, vor allem in Stid- und Osteuropa, gegentiber dem Survey
von 2012. Daher wurde in diesem Beitrag auf den Survey von 2012 zuriick-
gegriffen. Die Aussagen im Text sind im Ubrigen, bezogen auf die Daten im
Survey von 2014, kompatibel.

European Commission: Flash Eurobarometer 408: European Youth, Decem-
ber 2014. TNS Political & Social [Producer]; GESIS Data Archive: ZA5968,
dataset version 1.0.0. (2015), doi:10.4232/1.12330. Fallzahlen 13454, je
Land ca. 500, kleinere Lander ca. 300.

European Commission: Flash Eurobarometer 375: European Youth: Partici-
pation in Democratic Life. April 2013. TNS Political & Social [Producer]; GESIS
Data Archive: ZA5893, dataset version 1.0.0. (2014), doi:10.4232/1.11930.
Fallzahlen 13427, je Land ca. 500, kleinere Lander ca. 300.

FES-Jugendstudie 2015: Die Jugendstudie »Jung-Politisch-Aktiv?!«,

wurde von der Friedrich-Ebert-Stiftung initiiert und in Kooperation mit dem
Deutschen Jugendinstitut (Minchen) und infas (Bonn) durchgefhrt. Hierfr
wurden zwischen Mai und Juli im Jahr 2015 2.075 junge Menschen im Alter
von 14 bis 29 Jahren mittels eines Online-Fragebogens zu ihren Politikbezl-
gen und Handlungsbereitschaften sowie sozialer und politischer Beteiligung
um Stellungnahme gebeten. Zusétzlich zu dieser quantitativen Befragung
wurden 20 leitfadengestitzte qualitative Interviews mit hoch engagierten
jungen Menschen durchgefiihrt (vgl. Gaiser/Hanke/Ott 2016).



Impressum:

© 2016

Friedrich-Ebert-Stiftung

Herausgeber: Abteilung Internationaler Dialog
Internationale Politikanalyse

HiroshimastraBe 28, 10785 Berlin
www.fes.de/ipa

Bestellungen/Kontakt: info.ipa@fes.de

Die in dieser Publikation zum Ausdruck gebrachten Ansichten
sind nicht notwendigerweise die der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Eine gewerbliche Nutzung der von der FES herausgegebenen
Medien ist ohne schriftliche Zustimmung durch die FES nicht

gestattet.

ISBN: 978-3-95861-539-7

Titelmotiv: © shutterstock, Maksim Shmeljov
just in print

Gestaltung: www.stetzer.net

Druck: www.druckerei-brandt.de

August 2016


mailto:info.ipa@fes.de

www.fes.de/de/politik-fuer-europa-2017plus/



	1.	Einleitung
	2.	Europa heute – Bewertungen und Aspekte von Lebenslagen
	3.	Partizipation und politische Einstellungen junger Menschen in der EU
	3.1  Interesse an Politik
	3.2  Aktivität in Organisationen
	3.3  Beteiligung an Wahlen
	3.4  Politische Partizipation
	3.5  Vertrauen in Institutionen

	4.	Zusammenfassendes, Trends und Herausforderungen
	Literatur
	Daten



